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GmbHR Die GmbH-Rundschau (Zeitschrift)
GmbH-StB GmbH-Steuerberater (Zeitschrift)
GO Gemeindeordnung für den Freistaat Bayern
grds. grundsätzlich
GWR Gesellschafts- und Wirtschaftsrecht (Zeitschrift)
h.A. herrschende Ansicht
Habil. Habilitation
HGB Handelsgesetzbuch
h.L. herrschende Lehre
h.M. herrschende Meinung
Hrsg. Herausgeber
hrsg. herausgegeben
Hs. Halbsatz
i. d.F. in der Fassung
i. d.R. in der Regel
i.E. im Ergebnis
i.S.d. im Sinne des
i.Ü. im Übrigen
i.V.m. in Verbindung mit
JA Juristische Arbeitsblätter (Zeitschrift)
Jbl Juristische Blätter (Zeitschrift)
JW Juristische Wochenschrift (Zeitschrift)
Kap. Kapitel
KG Kommanditgesellschaft; Kammergericht
krit. kritisch
LAG Landesarbeitsgericht
LG Landgericht
LM Lindenmaier-Möhring – Kommentierte BGH-Rechtsprechung
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m. Anm. mit Anmerkungen
MDR Monatsschrift für Deutsches Recht
MittBayNot Mitteilungen des Bayerischen Notarvereins, der Notarkasse und der Landes-

notarkammer Bayern (Zeitschrift)
MittRhNotK Mitteilungen der Rheinischen Notarkammer (Zeitschrift)
m.w.N. mit weiteren Nachweisen
NJW Neue Juristische Wochenschrift (Zeitschrift)
NJW-RR Neue Juristische Wochenschrift – Rechtsprechungs-Report Zivilrecht (Zeit-

schrift)
npoR Zeitschrift für das Recht der Non Profit Organisationen
Nr. Nummer, Nummern
NVwZ Neue Zeitschrift für Verwaltungsrecht
NZG Neue Zeitschrift für Gesellschaftsrecht
o. oben
OHG offene Handelsgesellschaft
OLG Oberlandesgericht
OLG-NL OLG-Rechtsprechung Neue Länder
Reg-E Regierungsentwurf
RG Reichsgericht
RGZ Entscheidungen des Reichsgerichts in Zivilsachen (Amtliche Sammlung)
Rn. Randnummer, Randnummern
RNotZ Rheinische Notar-Zeitschrift
ROHG Reichsoberhandelsgericht
ROHGE Entscheidungen des Reichsoberhandelsgerichts (Amtliche Sammlung)
Rpfleger Der Deutsche Rechtspfleger (Zeitschrift)
Rspr. Rechtsprechung
RV Verfassung des Deutschen Reichs 1871
Rz. Randziffer, Randziffern
S. Seite, Seiten; siehe
s. siehe
SpuRt Zeitschrift für Sport und Recht
s.r.l. società a responsabilità limitata
str. umstritten
u. unten; und
Urt. Urteil
u. a. unter anderem; und andere; und andernorts
v. von, vom
v.a. vor allem
Var. Variante
vgl. vergleiche
VRV Vereinsregisterverordnung
WEG Gesetz über das Wohnungseigentum und das Dauerwohnrecht
WiB Wirtschaftliche Beratung (Zeitschrift)
WM Wertpapier-Mitteilungen – Zeitschrift für Wirtschafts- und Bankrecht
WPg Die Wirtschaftsprüfung (Zeitschrift)
WRV Weimarer Reichsverfassung
WuB Entscheidungsanmerkungen zum Wirtschafts- und Bankrecht (Zeitschrift)
z.B. zum Beispiel
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ZGR Zeitschrift für Unternehmens- und Gesellschaftsrecht
ZHR Zeitschrift für das gesamte Handels- und Wirtschaftsrecht
ZIP Zeitschrift für Wirtschaftsrecht
ZPO Zivilprozessordnung
ZStV Zeitschrift für Stiftungs- und Vereinswesen
zugl. zugleich

Ergänzend wird auf Kirchner, Hildebert (Begr.), Böttcher, Eike (Bearb.), Kirchner – Abkür-
zungsverzeichnis der Rechtssprache, 9. Aufl., Berlin 2018, verwiesen.
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Kapitel 1

Einleitung

A. Einführung

Die seit nunmehr über achtzig Jahren1 geführte Diskussion um die Zulässigkeit
satzungsdurchbrechender Beschlüsse reißt nicht ab. Erst kürzlich hatte die Recht-
sprechung erneut zur Satzungsdurchbrechung und zu den mit dieser eng in Zu-
sammenhang stehenden Öffnungsklauseln zu entscheiden.2 Auch im Schrifttum ist
die Problematik noch immer Gegenstand reger Auseinandersetzung.3 Nichtsdesto-
trotz: „Eine befriedigende, widerspruchsfreie Lösung ist bislang nicht gefunden.“4

Dabei besitzt die Frage, ob und unter welchen Voraussetzungen Gesellschafter für
einen Einzelfall formlos von Satzungsbestimmungen abweichen dürfen, höchste
Praxisrelevanz. Zur Anpassung an sich ständig verändernde Umstände ist eine fle-
xible, unkomplizierte und kostengünstige Handhabe der Satzung für Gesellschafter
von großem Interesse.5

Die Satzungsdurchbrechung als reines Praxisproblem zu verstehen, griffe jedoch
zu kurz. Die Diskussion wirft grundlegende gesellschaftsrechtliche Fragen auf.
Wieweit reicht die Befugnis der einfachenMehrheit, dieGesellschaftergesamtheit zu
binden? Worüber sollte das Handelsregister Auskunft geben? Spielt die Rechtsform
der Gesellschaft bei der Beurteilung solcher Fragen eine Rolle? Daneben stellen sich
systematische Fragen. Wie ist das Verhältnis zu bestimmen zwischen den Vor-
schriften über die Satzungsänderung und dem Beschlussmängelrecht? Welche Be-
deutung kommt hierbei der Privatautonomie der Gesellschafter zu?

Frucht und Folge der intensiven Auseinandersetzung mit diesen Fragen ist ein
Meinungsstand von erheblicher Komplexität. Eine Untersuchung, die sich dem
Thema erneut widmet, hat daher mit einer gründlichen Standortbestimmung zu
beginnen. Die Entwicklung der Rechtsfigur „Satzungsdurchbrechung“ zu erfor-
schen, sie einzuordnen und abzugrenzen, ist dabei ein erster Schritt. Zu folgen hat

1 Beginnend mit Ueberfeldt, Satzungsdurchbrechung (1934).
2 BGH NJW 2019, 3155; OLG Köln NZG 2019, 306.
3 S. bspw. Selentin, NZG2020, 292;Pöschke,WPg 2019, 533;Leuschner, ZHR 180 (2016),

422 ff.
4 Henssler/Strohn/Gummert, § 53 GmbHG Rn. 9.
5 S. bereits Ueberfeldt, Satzungsdurchbrechung, S. 14; Scholz/Priester, § 53 Rn. 27; s.

auch BGH NJW 2019, 3155, 3161.



eine umfassende Durchleuchtung des Meinungsspektrums, um den gegenwärtigen
Diskussionsstand festzustellen.

Eine umfassende Kritik der bisher propagierten Lösungen bietet Ausgangspunkt
und Grundlage für weitere Betrachtungen. Hilfreich erscheint dabei weniger die
Erörterung von Detailfragen als die Entwicklung eines Konzepts, mit dessen Hilfe
grundsätzliche Aussagen zur Zulässigkeit von Satzungsdurchbrechungen formuliert
werden können. Daran anknüpfend lässt sich die Rechtslage in einzelnen Gesell-
schaftsformen unter Beachtung der jeweiligen Besonderheiten eruieren.

Soweit diese Analyse ergibt, dass Satzungsdurchbrechungen unwirksam sind,
gewinnt die Frage Bedeutung, wie sich der gewünschte Effekt einer wirksamen
Abweichung von Satzungsbestimmungen für einen Einzelfall auf andere Weise
erreichen lassen könnte.

Aus diesen Überlegungen ergibt sich die Struktur der vorliegenden Schrift.

B. Gang der Darstellung

Was konkret den Gegenstand der Diskussion bildet, was genau unter einer
„Satzungsdurchbrechung“ zu verstehen und wovon sie abzugrenzen ist, klärt Ka-
pitel 2. Sodann soll das Meinungsbild nach Rechtsform rechtsfolgenorientiert auf-
gegliedert und einer eingehenden Kritik unterzogen werden (Kapitel 3). Ist der
Ausgangspunkt damit bestimmt, kann der Versuch einer Fortentwicklung begonnen
werden. Dazu widmet sich die Arbeit der Frage, wie mit satzungsdurchbrechenden
Beschlüssen allgemein, als Problem des allgemeinen Verbandsrechts, umzugehen
wäre. Auf diesem Grundstein kann die nachfolgende Untersuchung zur Zulässigkeit
von Satzungsdurchbrechungen in den einzelnen Rechtsformen aufbauen (Kapitel 4).
Sofern dem Versuch, die Satzung zu durchbrechen, kein Erfolg beschieden ist, fragt
sich, ob und wie dem Ziel der Gesellschafter, von einer Bestimmung des Statuts im
Einzelfall wirksam abzuweichen, anderweitig zum Erfolg verholfen werden kann
(Kapitel 5). Die Untersuchung schließt mit einer Zusammenfassung in Thesen
(Kapitel 6).
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Kapitel 2

Begriffsbestimmung zur Einordnung der Problematik

A. Etymologie und historischer Kontext

Werner Ueberfeldt entwickelte den Begriff „Satzungsdurchbrechung“ in seiner
im Jahre 1934 erschienenen und unter Hans Carl Nipperdey verfassten Dissertation
„Satzungsänderung und Satzungsdurchbrechung im Vereinsrecht und Aktienrecht“.1

Inspiriert durch empirische Beobachtungen des tatsächlichen Vereinslebens einer-
seits2 und der Dogmatik zur „Verfassungsdurchbrechung“ im Recht der Weimarer
Reichsverfassung (WRV) andererseits3 warf er die Frage auf, ob neben den, so von
ihm verstandenen, zwei Formen der Abweichung von der Satzung, Satzungsver-
letzung und Satzungsänderung, eine dritte Kategorie der „Satzungsdurchbrechung“
anzuerkennen sei.4 Darunter fasste Ueberfeldt „die Außerkraftsetzung einer gene-
rellen Satzungsbestimmung für einen Einzelfall unter Fortgeltung dieser Sat-
zungsnorm im übrigen“.5 Die Dogmatik zur Verfassungsdurchbrechung sollte dabei
zugleich dem „Beweis“ seiner These dienen, dass eine solche Satzungsdurchbre-
chung entsprechend möglich sei.

Nun unterscheiden sich aber die „Verfassung“ einer Körperschaft und die eines
Staates doch erheblich. Ausgehend vom historischen Kontext: Ist eine Satzungs-
durchbrechung noch heute im Hinblick auf das Verfassungsrecht zu rechtfertigen
oder ist dieser historische Ursprung heute ohne Relevanz für die Begründung der
Satzungsdurchbrechung? Und was sagt dies über die argumentative Schlüssigkeit
dieser Rechtsfigur aus?

Im Folgenden wird kurz die Rechtslage in der Weimarer Republik dargestellt, um
die von Ueberfeldt propagierte Äquivalenz sodann einer kritischen Würdigung zu
unterziehen.

1 Ueberfeldt, Satzungsdurchbrechung, S. 9 ff. Der Autor ist, soweit ersichtlich, außer mit
einer Veröffentlichung zu „Bismarck und das Recht der Arbeit“ (Leipzig 1940) publizistisch
nicht weiter in Erscheinung getreten.

2 Ueberfeldt, a.a.O., S. 14.
3 Ueberfeldt, a.a.O., S. 19 ff.
4 Ueberfeldt, a.a.O., S. 9 f.
5 Ueberfeldt, a.a.O., S. 10, 18 f.




